
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! v, Ja
Für die Amtliche Sammlung! Ja

Gesetz: BAT 1975 §§ 22, 25, § 24; Anlage 1 a VergGr. III Fall­
gruppe 2, VergGr. IV a Fallgruppe Io und VergGr. IV b 
Fallgruppe 21; BGB § 612, § 812; BPersVG § 75 Abs. 1 
Ziff. 2; ZPO § 139, § 142, § 256 Abs.1, § 331 (Sachbe­
arbeiter für die Erprobung von Minenräumgeräten bei Er­
probungsstelle der Bundeswehr)

Leitsätze:
1. Auch nach der Neufassung der §§ 22, 23 BAT kann die 

Eingruppierungsfeststellungsklage wie bisher erhoben 
werden. Bei einer solchen Klage hat der Kläger die 
Einzelheiten seiner Tätigkeit sowie die Tatsachen vor­
zutragen, die die Gerichte für Arbeitssachen zur Be­
stimmung der "Arbeitsvorgänge" befähigen. Dazu sind 
ggf. von den Gerichten nach § 139 ZPO Auflagen zu er­
teilen. Nicht erforderlich ist, daß der Kläger seine 
Tätigkeit bereits nach "Arbeitsvorgängen" gegliedert 
vorträgt. Die Bestimmung der "Arbeitsvorgänge" ist 
als Rechtsanwendung Sache der Gerichte.

2. Auch nach den neugefaßten §§. 22, 23 BAT bestimmt sich 
die tarifliche Mindestvergütung der Angestellten aus­
schließlich nach der auszuübenden Tätigkeit und der 
Erfüllung der jeweiligen tariflichen Tätigkeitsmerkma­
le. Allein daraus, daß ein technischer Angestellter 
zuvor in die VergGruppe IV a BAT eingruppiert war und 
danach vergütet wurde, kann daher nicht gefolgert 
werden, daß ihm ab 1. Januar 1975 Vergütung nach der 
VergGr. III BAT zusteht. Unerheblich ist ebenfalls', 
wie die Stelle des Angestellten im Haushalts- oder 
behördlichen Stellenplan ausgewiesen ist. Auch die - 
Ergebnisse behördlicher Arbeitsplatzbewertungen sind 
ohne tarifrechtliche Bedeutung.

3. Ob einem Angestellten eine Tätigkeit "vorübergehend", 
im Sinne des § 24 Abs. 1 BAT übertragen wird, richtet 
sich nach dem bei der Übertragung der Tätigkeit aus- 
drücHi.ch oder stillschweigend zum Ausdruck gebrachten 
Villen des Arbeitgebers. Erfolgt die vorübergehende 
Übertragung^der Tätigkeit jedoch ausdrücklich "längstaas 
auf die Dauer eines halben Jahres", so wird nach Ab­
lauf dieser Zeitspanne die vorübergehend, übertragene

Tätigkeit zu derjenigen, nach der sich gemäß §§ 22, 23 
BAT die^tarifliche MindestVergütung des Angestellten 

. richtet.
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4. Unterbleibt bei der Zuweisung einer höherwertigen: 
Tätigkeit die Mitbestimmung des Personalrates, so 
ist die entsprechende rechtsgeschäftliche Handlung 
des Arbeitgebers wegen Gesetzesverstoßes unwirksam^ 
Entspricht jedoch die zugewiesene Tätigkeit den 
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren Vergütungsgruppe, 
so steht dem Angestellten wegen Erbringung einer 
faktisch höherwertigen Tätigkeit die höhere Vergü­
tung nach den §§ 612 bzw. 812 BGB in entsprechender 
Anwendung zu.

Aktenzeichen: 4 AZR 31/77 
Urteil des BAG vom 19. Juli 19?8 LAG Schleswig-Holstein
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4 AZR 31/77
3 Sa 417/76 Schleswig-Holstei]
Verkündet am 
19. Juli 1978
gez. Mißler,
Angestellter
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 19. Juli 1978 durch den Richter 
Dr. Feiler als Vorsitzenden, die Richter Dr. Jobs und Dr. 
Röhsler sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Koffka und Koerner 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 15. No­
vember 1976 - 3 Sa 417/76 - aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen.
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Tatbestand:

Der Kläger steht als technischer Angestellter bei der Er­
probungsstelle der Bundeswehr in E in den Dien­
sten der Beklagten. Er verfügt über eine technische Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen. Zwi­
schen den Parteien ist einzelvertraglich die Geltung des BAT 
sowie der diesen ändernden und ergänzenden tariflichen Bestim­
mungen vereinbart. Seit dem Jahre 1971 bezieht der Kläger Ver­
gütung nach der VergGr. IV a BAT. In einer "Darstellung der Tä­
tigkeit smerkmale von Angestellten" vom 28. Januar 1971 sind die 
Aufgaben des Klägers in folgender Weise beschrieben:

"1. Mitarbeit bei der Erprobungsplanung, insbesondere 
hinsichtlich der Koordinierung des Personal- und 
Geräteeinsatzes,

2. Mitarbeit bei der Aufbereitung von Erprobungser­
gebnissen zur Vorlage beim Militärischen Amt für 
Standardisierung (MAS),

3. Auswertung der vom MAS übersandten Berichte im Hin­
blick auf die Erprobungsplanung und -durchführung."

Weiter wird in dieser Tätigkeitsdarstellung ausgeführt:
"H. ist Ingenieur der Fachrichtung "Allgemeiner Maschi­
nenbau" mit langjähriger Berufserfahrung. Obwohl H. 
nicht aus der im OSP. geforderten Fachrichtung kommt, 
ist er für die Bearbeitung der Aufgaben des DP beson­
ders geeignet, da er über vielseitige, über sein Fach­
wissen hinausgehende technische Kenntnisse verfügt und 
durch seine langjährige Tätigkeit bei der Erprobungs- 
stelle als Sachbearbeiter mit den speziellen Pro­

blemen der Minenräumgeräte sowie der Planung und Durch­
führung von Erprobungen bestens vertraut ist.
Die Tätigkeit von H. zeichnet sich durch ein hohes 
Maß an Verantwortung aus, da die Ergebnisse seiner 
Arbeit von wesentlicher Bedeutung für

a) den wirtschaftlichen Personal- und Geräte­
einsatz bei Erprobungen,

b) die internationale Zusammenarbeit auf dem Ge­
biete der Standardisierung von Minenräumgeräten,

c) die Abstimmung deutscher Erprobungsvorhaben 
mit ausländischen Vorhaben sind.
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H. führt die Arbeiten selbständig durch. Er 
zeigt aufgrund seiner guten fachlichen Kennt­
nisse und seiner auf langjähriger Tätigkeit 
bei der Erprobungsstelle beruhenden umfas­
senden Erfahrung auf dem Gebiet der Minenräum- 
geräte-Erprobungen gute Leistungen."

Unter dem 29. September 1972 beantragte der Kläger bei der Be­
klagten erfolglos seine Höhergruppierung in die VergGr. III BAT.

Am 1. April 1974- wurde die Erprobungsstelle neu organi­
siert. In einer aus diesem Anlaß erstellten neuen Tätigkeitsbe­
schreibung wird der Kläger als "Sachbearbeiter für die Erpro­
bung mechanischer, akustischer und magnetischer Minenräumgeräte 
unter Einsatzbedingungen" bezeichnet. Außerdem wird darin im einze 
nen über die Aufgaben des Klägers ausgefüht:

"1. Mitarbeit bei der Erprobungsplanung für die 
Eckernforder Bucht bei PK (Schiffseinsatz,
Termine),

2. personelle, materielle und sicherheitsmäßige 
Vorbereitung des Einsatzes bei Erprobung auf 
See,

3. Einsatzleitung bei Erprobungen auf See ein­
schließlich verantwortlicher Kontrolle der 
Bedienung und Überwachung der Funktion der 
Geräte bei Messungen und Truppenversuchen,

4. Begutachtung von Erprobungsverfähren,-hi2fe- 
mitteln und -geräten sowie Vorschläge für de­
ren Verbesserungen."

Weiter besagt die Tätigkeitsbeschreibung, daß die Aufgaben des 
Klägers zu 1) Io v.H., die Aufgaben zu 2) 2o v.H., die Aufgaben 
zu 3) 5o v.H. und diejenigen zu 4) 2o v.H. der Gesamtarbeitszeit 
des Klägers ausmachen.

Am 26. April 1974- richtete das Bundesamt
an den Kläger ein Schreiben des folgenden Wort­

lautes:
"Vorläufige Beauftragung aus Anlaß der Neuorganisation
Sie werden unter Freistellung von Ihrem bisherigen 
Aufgabengebiet dem Dezernat 122 am Ort der Erpro­
bungsstelle zur Dienstleistung zugewiesen und
vorläufig, längstens auf die Dauer eines halben
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Jahres, mit der vorübergehenden Wahrnehmung 
folgender Aufgaben betraut: Einsatz aller 
Minenräumgeräte bei Erprobungen unter Ein- 
sat zbedingungen 
(Dienstposten III BAT)."

Am 3. Oktober 1975 schrieb das Bundesamt . 
erneut an den Kläger:

"Weitere dienstliche Verwendung 
Person H vom 26. 4. 1974
Die mit oben genannter Verfügung ausgesproche­
ne vorläufige Beauftragung aus Anlaß der Neu­
organisation wird hiermit bis auf jederzeiti- 
gen Widerruf verlängert."
Mit der Klage hat der Kläger die Feststellung der Ver­

pflichtung der Beklagten begehrt, an ihn ab 1. Januar 1975 Vergütung 
nach der VergGr. III BAT zu zahlen. Er hat vorgetragen, die ihm im 
April 1974- anläßlich der Umorganisation übertragenen neuen Aufga­
ben seien schwieriger und verantwortungsvoller als die zuvor von 
ihm erledigten. Im übrigen stehe ihm die eingeklagte Vergütung 
schon deswegen zu, weil er bis zum 31. Dezember 1974 eine Tätig­
keit ausgeübt habe, die den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. IV a 
BAT entsprochen habe. Dies habe die Beklagte selbst in einer Ar- 
beitsplatzüberprüfung am 26. November 1974 bestätigt. Weiter ha­
be die Beklagte in ihren vorstehenden Schreiben vom 26. April 
1974 und 3» Oktober 1975 zugegeben, daß seine Tätigkeit ab April 
1974 eine solche der VergGr. III BAT sei. Auch im Haushaltsplan 
sei seine Stelle entsprechend ausgewiesen und seitens seiner Vor­
gesetzten seine Rechtsauffassung bestätigt worden. Demgemäß hat 
der Kläger beantragt

"festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
den Kläger ab 1.1.1975 in Vergütungsgruppe III BAT 
einzugruppieren und entsprechend zu besolden."
Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwidert, die 

Tätigkeit des Klägers entspreche nicht den Merkmalen der VergGr.
III BAT. Er habe auch keine entsprechenden Arbeitsvorgänge vorge­
tragen, wie es nach der ab 1. Januar 1975 bestehenden Rechtslage 
erforderlich sei. Im übrigen verkenne der Kläger, daß die am 
1. Januar 1975 in Kraft getretene Tarifänderung nicht zu seiner
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"automatischen Höhergruppierung" geführt habe. Vor wie nach die­
sem Zeitpunkt sei vielmehr allein entscheidend, oh der Kläger 
die tariflichen Tätigkeitsmerkmale der von ihm beanspruchten 
Vergütungsgruppe erfülle oder nicht. Wie innerbehördlich oder 
seitens seiner Vorgesetzten seine Tätigkeit unter tariflichen Ge­
sichtspunkten beurteilt worden sei, sei rechtsunerheblich. Auch 
komme es nicht darauf an, wie die Stelle des Klägers im Haushalts­
plan ausgewiesen werde.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und den Streit­
wert auf 6.00I,—  DM festgesetzt. Das Landesarbeitsgericht hat 
unter teilweiser Abänderung des arbeitsgerichtlichen Urteils für 
den AnspruchsZeitraum ab 1. Oktober 1975 nach dem Klageantrag er­
kannt, im übrigen die Berufung des Klägers zurückgewiesen und 
wegen nach seiner Meinung fehlerhafter Berechnung des Arbeitsge­
richts den Streitwert neu auf 7-8oo,—  DM festgesetzt.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungs­
antrag für den AnspruchsZeitraum ab 1. Oktober 1975 weiter. Der 
Kläger beantragt Zurückweisung der von der Beklagten eingehgten 
Revision.

Entscheidungsgründe:

Die nach der Streitwertfestsetzung beider Vorinstanzen zu­
lässige Revision ist begründet.

Da der Kläger gegen das angefochtene Urteil seinerseits keine 
Revision eingelegt hat, ist bezüglich des AnspruchsZeitraumes bis 
zum 3o. September 1975 das klageabweisende arbeitsgerichtliche 
Urteil inIfechtskraft erwachsen und demgemäß nur noch darüber zu 
entscheiden, ob die Klageforderung für den Zeitraum ab 1. Oktober 
1975 begründet ist.

Zwar verwendet der Kläger in seinem Klageantrag in recht­
lich ungenauer Weise den beamtenrechtlichen Begriff der "Besol­
dung", während der BAT in Anlehnung an § 611 BGB das nach diesem 
Tarifvertrag an die Angestellten zu zahlende Arbeitsentgelt sach­
gerecht als "Vergütung" bezeichnet (vgl., dort §§ 26 ff.). Auch
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begehrt der Kläger im Klageantrag ausdrücklich seine "Eingrup­
pierung" in die VergGr. III BAT, während der BAT die tarifliche 
Mindestvergütung nicht von einem Eingruppierungs- oder Höher­
gruppierungsakt des Arbeitgebers, sondern nach näherer tariflicher 
Maßgabe allein von der auszuübenden Tätigkeit des Angestellten 
abhängig macht (vgl. §§ 22, 23 BAT n.F.). Dennoch handelt es 
sich bei der Klage um eine der im öffentlichen Dienst allgemein 
üblichen Eingruppierungsfeststellungsklagen, mit der der Klä­
ger nunmehr nur noch die Feststellung der Verpflichtung der Be­
klagten begehrt, an ihn ab 1. Oktober 1975 Vergütung nach der 
VergGr. III BAT zu zahlen. Das ergibt sich Insbesondere aus sei­
nem zur Auslegung des Klageantrages mitherangezogenen Sachvor- 
bringen und seinen erläuternden Ausführungen in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Senat. An der Zulässigkeit derartiger Ein- 
gruppierungsfeststellungsklagen hat die am 1. Januar 1975 in 
Kraft getretene Neufassung der §§ 22, 23 BAT nichts geändert 
(vgl. Urteil des Senats vom 22. November 1977 - 4 AZR 395/76 
[demnächst] AP Nr. 2 zu §§ 22, 23 BAT 1975» auch zum Abdruck in 
der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).

Das Landesarbeitsgericht hat ebenso wie das Arbeitsgericht 
nicht ausgeführt, aus welchem Rechtsgrund der Kläger Ansprüche 
nach dem BAT und dessen Anlage 1 a geltend zu machen berechtigt 
ist. Unstreitig gehört der Kläger keiner Gewerkschaft an, so daß 
eine unmittelbare und zwingende Geltung der Tarifnorm nach Maß­
gabe des § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 TVG ausscheidet. Die Par­
teien haben jedoch in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat 
klargestellt, daß zwischen ihnen in schriftlicher Form einzel- 
vertraglich die Geltung des BAT und der diesen abändernden und 
ergänzenden tariflichen Bestimmungen vereinbart worden ist.

Das Landesarbeitsgericht hält die Klageforderung für den 
AnSpruchsZeitraum ab 1. Oktober 1975 für begründet. Es hat da­
zu ausgeführt, weil der Kläger schon im Jahre 1971 in die VergGr. 
IV a BAT eingruppiert worden sei, hätte er ab 1. Januar 1975, so­
fern er seine Ansprüche tarifgemäß geltend gemacht hätte, in die 
VergGr. III BAT nach Maßgabe des Tarifvertrages zur Änderung und 
Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT für Angestellte in technischen
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Berufen vom 15. Juni 1972 übernommen werden müssen. Der Wort­
laut der entsprechenden tariflichen Tätigkeitsmerkmale habe 
sich nicht verändert. Zwar werde eine derartige "Tarifautomatik" 
in derIfechtsprechung des Bundesarbeitsgerihts abgelehnt. Zumin­
dest im vorliegenden Balle komme es demgegenüber jedoch darauf 
an, daß die Beklagte schon am 28. Januar 197^ dem Kläger aus­
drücklich bescheinigt habe, daß er die Merkmale der VergGr. IV a 
BAT erfülle. Damit stehe objektiv fest, daß zu diesem Zeitpunkt 
die Tätigkeit des Klägers diesen Tätigkeitsmerkmalen entsprochen 
habe. Auch auf die inhaltliche Änderung der Tätigkeit des Klägers 
im April 1974- könne es daher nicht entscheidend ankommen. Zudem 
habe die Beklagte dem Kläger auch sowohl im Jahre 1974- als auch 
im Jahre 1976 erklärt, er erfülle die Merkmale der VergGr. III 
BAT. Außerdem sei er auf einer Planstelle der VergGr. III BAT 
eingesetzt. Weiter hätten mehrere Vorgesetzte des Klägers bestä­
tigt, daß seine Tätigkeit den Tätigkeitsmerkmalen der von ihm 
beanspruchten Vergütungsgruppe entspreche.

Diese Begründung des Landesarbeitsgerichts kann, wie die Re­
vision mit Recht hervorhebt, keinen Bestand haben.

Entgegen der Meinung des Landesarbeitsgerichts kann schon sich- 
dahingestellt bleiben, welche Tätigkeit des Klägers tarifresht- 
lich zu bewerten ist. Vielmehr muß Bedacht darauf genommen wer­
den, daß dem Kläger im April 1974- aus Anlaß der damals bei seiner 
Dienststelle vollzogenen Umorganisation eine neue Tätigkeit über­
tragen worden ist. Diese neue Tätigkeit des Klägers ist entge­
gen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts auch die für die Be­
stimmung seiner Vergütung maßgebliche Tätigkeit. Nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts hat die Beklagte bei der 
Übertragung seiner neuen Aufgaben an den Kläger unter dem 26.
April 1974- geschrieben:

"Vorläufige Beauftragung aus Anlaß der Neuorganisation
Sie werden unter Freistellung von Ihrem bisherigen 
Aufgabengebiet dem Dezernat 122 am Ort der Erpro­
bungsstelle zur Dienstleistung zugewiesen und 
vorläufig, längstens auf die Dauer eines halben 
Jahres, mit derUDrübergehenden Wahrnehmung fol­
gender Aufgaben betraut..... ".
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Zwar handelt es sich hierbei um eine einseitige privatrechtliche 
Willenserklärung der Beklagten. Dennoch kann sie der Senat selb­
ständig und unbeschränkt auslegen, weil die Beklagte sich bei 
der Abgabe der Willenserklärung eines vervielfältigten Vordruckes 
bedient hat, woraus sich zugleich ergibt, daß sie aus Anlaß der 
Umorganisation der Dienststelle des Klägers im April 1974- ent­
sprechende Erklärungen gegenüber einer Vielzahl von Arbeitnehmern 
abgegeben hat (vgl. BAG AP Nr. 8 zu § 4- TVG Nachwirkung, auch zum 
Abdruck in der Amtlichen Sanmäung des Gerichts bestimmt, mit wei­
teren Nachweisen). Der Inhalt des Schreibens der Beklagten an den 
Kläger ergibt sowohl nach, seinem insoweit eindeutigen Wortlaut 
als auch nach seinem inneren Zusammenhang, daß die Beklagte daaaLs 
die neuen Aufgaben dem Kläger jedenfalls nur vorübergehend im 
Sinne von § 24- Abs. 1 Satz 1 BAT hat übertragen wollen. Dafür 
spricht insbesondere die Verwendung der Worte "vorläufige Beauf­
tragung" und "mit der vorübergehenden Wahrnehmung folgender Auf­
gaben". Ob diese rechtlichen Voraussetzrangen vorliegen, rieht et 
sich nicht etwa aufgrund einer rückschauenden Betrachtung danach, 
wielange eine solche Tätigkeit tatsächlich ausgeübt worden ist, 
sondern nach dem bei der Übertragung der Tätigkeit ausdrücklich 
oder stillschweigend zum Ausdruck gebrachten Willen des Arbeit­
gebers (vgl. BAG AP Nr. 1 zu § 24- BAT sowie BAG 19, 295 [297] =
AP Nr. 9 zu § 1 TVG Tarifverträge: BAVAV und AP Nr. Io zu § 1 
TVG Tarifverträge: BAVAV; auch Clemens-Scheuring-Steingen-Görner- 
Opalke, BAT, § 24- Anm. 1 a und Böhm-Spiertz, BAT, § 24- Anm. 6). 
Die neue Tätigkeit des Klägers war also, da sie rechtswirksam 
gemäß § 24- Abs. 1 Satz 1 BAT nur vorübergehend übertragen worden 
war, zunächst einmal nicht diejenige, nach der sich die Höhe 
seiner eigentlichen Vergütung zu bestimmen hatte.

Diese Tätigkeit ist jedoch nachträglich zu der für die 
Vergütung des Klägers nach § 22 BAT n.F. maßgeblichen Tätigkeit 
geworden. In dem Schreiben der Beklagten an den Kläger vom 26. 
April 1974- wird nämlich die neue Tätigkeit dem Kläger zwar nur 
vorübergehend, jedoch ausdrücklich mit dieser rechtlichen Be­
schränkung

"längstens auf die Dauer eines halben Jahres"

-  9 -
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übertragen. Damit hat die Beklagte eindeutig zu verstehen gege­
ben, daß die neue Tätigkeit des Kläg®s jedenfalls nach einem hal­
ben Jahr diejenige hat werden sollen, nach der sich dann gemäß 
den §§ 22, 23 BAT die Höhe seiner Vergütung bestimmt. Da die Kla­
geforderung sich ausschließlich auf Zeiträume nach dem 1. Januar 
1975 bezieht, ist mithin bei der tarifrechtlichen Beurteilung 
von derjenigen Tätigkeit des Klägers auszugehen, die ihm im April 
1974- aus Anlaß der behördlichen Umorganisation übertragen wor­
den war. Dem Schreiben der Beklagten an den Kläger vom 3» Oktober 
1975 kommt angesichts dieser Rechtslage keine weitere Bedeutung 
mehr zu, da einem Angestellten diejenige Tätigkeit, die er nor­
malerweise nach Maßgabe seines Arbeitsvertrages auszuüben hat und 
nach der sich demgemäß seine tarifliche Mindestvergütung be­
stimmt, nicht erneut als "vorübergehende Tätigkeit" nach § 24 
Abs. 1 Satz 1 BAT übertragen werden kann.

Zwar bedarf die wirksame Zuweisung einer höherwertigen Tä­
tigkeit an einen Angestellten nach § 75 Abs. 1 Ziffer 2 des Bun­

despersonalvertretungsgesetzes in der Fassung vom 15- März 1974 
(BGBl. I S. 693) der Mitbestimmung des Personalrates. Dazu ent­
halten jedoch weder das angefochtene Urteil Feststellungen noch 
die vorinstanzlichen Akten Ausführungen der Parteien. Dies ist 
jedoch unschädlich. Selbst wenn nämlich seitens der Beklagten der 
Personalrat (entgegen ihren hier als neuer Tatsachenvortrag un- 
beachtlichen Ausführungen in der Revision) nicht in gesetzesge­
mäßer Weise eingeschaltet worden wäre, würde, falls seine Tätig­
keit den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. III BAT entspräche, 
der Kläger nunmehr eine faktisch höherwertige Tätigkeit ausüben. 
Dann wäre zwar wegen unterlassener Einschaltung des Personalrates 
die Übertragung der höherwertigen Tätigkeit an ihn als rechtsge- 
schäflliche Maßnahme der Beklagten wegen Gesetzesverstoßes unwirk­
sam. Dennoch stünde dem Kläger die eingeklagte Vergütung aufgrund 
seiner faktisch höherwertigen Arbeitsleistung nach den §§ 612 
bzw. 812 BGB in entsprechender Anwendung zu (vgl. BAG 24, 452 
[458] = AP Nr. 2 zu § 24 BAT, sowie AP Nr. 3 zu § 24 BAT mit 
weiteren Nachweisen).
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Das Landesarbeitsgericht übersieht, wie die Revision eben­
falls zutreffend bemerkt, daß sich aufgrund der von diesem Zeit­
punkt an geltenden Neufassung der §§ 22, 23 BAT ab 1. Januar 1975 
die tarifliche Mindestvergütung der tarifunterworfenen Angestell­
ten und damit aufgrund der entsprechenden arbeitsvertraglichen 
Vereinbarung auch die Vergütung des Klägers danach richtet, ob 
die Hälfte seiner Arbeitszeit mit Aufgaben ausgefüllt war, die 
den vom Kläger für sich beanspruchten tariflichen Tätigkeitsmerk­
malen entsprechen (vgl. § 22 Abs. 1 und Abs. 2 Abschn. 2 Satz 1 
BAT n.F.). Entsprechende RestStellungen wird das Landesarbeitsge­
richt daher nunmehr zu treffen und äne entsprechende rechtliche 
Subsumtion vorzunehmen haben. Dabei ist von dem Begriff des 
"Arbeitsvorganges" auszugehen, wie ihn die Tarifvertragsparteien 
selbst in § 22 Abs. 2 BAT n.F. abschließend definiert und in der 
dazugehörigen Rrotokollnotiz Nr. 1 erläutert haben. Danach ist 
unter einem "Arbeitsvorgang" eine unter Hinzurechnung der Zusam­
menhangstätigkeiten (vgl. BAG AP Nr. 85 zu §§ 22, 23 BAT) und 
bei Berücksichtigung einer vernünftigen, sinnvollen praktischen 
Verwaltungsübung nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare 
und tarifrechtlich selbständig bewertbare Arbeitseinheit der 
zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines An­
gestellten zu verstehen (vgl. die Urteile des Senats vom 22. No­
vember 1977 - 4 AZR 395/76 [demnächst] AP Nr. 2 zu §§ 22, 23 BAT
1975, 7* Dezember 1977 - 4 AZR 399/76 -, [demnächst] AP Nr. 3 
zu §§ 22, 23 BAT 1975 und 19. April 1)78 - 4 AZR 721/76 -, [demnächst] 
AP Nr. 6 zu §§ 22, 23 BAT 1975, sämtlich auch zum Abdruck in der 
Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt, sowie das Urteil vom 
5. Juli 1978 - 4- AZR 795/76 -, zum Abdruck im Nachschlagewerk 
vorgesehen).

Zwar wäre aufgrund des feststehenden tariflichen Begriffes 
des "Arbeitsvorganges" das Revisionsgericht grundsätzlich nicht 
gehindert, seinerseits selbst die beim Kläger bestehenden "Ar- 
beitsvorgänge"festzulegen. Hierfür fehlt es £doch an den erforder­
lichen Tatsachenfeststellungen der Instanzgerichte, aber vorerst 
auch noch an ausreichendem Parteivortrag. Dabei wirkt sich von 
vornherein nachteilig für die Rechtsfindung aus, daß im angefoch­
tenen Urteil und im beiderseitigen Parteivortrag die Tätigkeit
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des Klägers, die ihrerseits unter den Parteien, auch nach ihren 
klarstellenden Ausführungen in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat, unstreitig ist, nur in ganz allgemeiner, einem Außen­
stehenden nicht verständlicher Weise (z.B. "Mitarbeit hei der 
Erprobungsplanung für die Eckernförder Bucht" oder "Begutachtung 
von Erprobungsverfahren" usw.) dargestellt und gekennzeichnet 
wird. Das Landesarbeitsgericht wird daher zunächst einmal, ggf. 
nach entsprechenden Auflagen gemäß § 139 ZPO, aufzuklären haben, 
was der Kläger im einzelnen tut. In gleicher Weise sind die 
bisher nicht erkennbaren Arbeitsergebnisse festzustellen, denen 
die Aufgaben des Klägers zu dienen bestimmt sind, weiterhin die 
Zusammenhangstätigkeiten, wobei von dem entsprechenden Begriff 
der bisherigen Senatsrechtsprechung auszugehen ist (vgl. BAG AP 
Nr. 85 zu §§ 22, 23 BAT), sowie die Verwaltungsübung, wobei es 
wie auch bei den .Arbeitsergebnissen aufgrund der besonderen tat­
sächlichen Verhältnisse des vorliegenden Palles maßgeblich darauf 
ankommen dürfte, wie im einzelnen der seetechnische Dienstbetrieb 
organisiert ist, innerhalb dessen der Kläger seine Aufgaben zu 
erledigen hat. Dabei kann, soweit bei gegenwärtigem Prozeßstand 
ersichtlich, die vom Kläger unter dem 21. September 1976 erstell­
te und zu den Akten des Landesarbeitsgerichts gegebene Zusammen­
stellung seiner Einzelaufgaben aufschlußreich und zweckdienlich 
sein (vgl. Bl. 54- der Vorakten); sie kann entgegen der Rechts­
auffassung der Beklagten auch nicht etwa als verspätet zurückge­
wiesen werden (vgl. das zuvor genannte Urteil des Senats vom 
5. Juli 1978 - 4- AZR 795/76 -).

Entgegen der Auffassung der Beklagten, die sie auch in der 
Revision wiederholt, ist die Klage jedoch nicht schon deswegen 
unschlüssig, weil der Kläger seinerseits seine Tätigkeit nicht 
nach "Arbeitsvorgängen" aufgegliedert vorgetragen hat. Hierbei 
stellt die Beklagte zu strenge Anforderungen. Sie verkennt, daß, 
wie sich auch aus § 351 ZPO ergibt, eine Klage immer schon dann 
schlüssig ist, wenn das tatsächliche Vorbringen des Klägers 
- seine Richtigkeit unterstellt - den Klageantrag begründet er­
scheinen läßt (Baumbach-Lauterbach, ZPO, 36. Aufl., § 331 Anm.
3 B b; Stein-Jonas, ZPO, 19. Aufl., § 331 III 3; Rosenberg- 
Schwab, Zivilprozeßrecht, 11. Aufl., S. 56o). Insoweit gilt,
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da auch Eingruppierungsfeststellungsklagen allgemeine Fest­
stei lungsklagen im Sinne des § 256 Ahs. 1 ZPO sind, für diese 
nichts anderes als schlechthin im Zivilprozeß bzw. im arbeits­
gerichtlichen Urteilsverfahren (vgl. BAG 25, 3^5 C346 ff.] = AP 
Nr. 13 zu § 322 ZPO). Damit ist eine Eingruppierungsfeststellungs­
klage entgegen der Meinung der Beklagten bereits dann schlüssig, 
wenn der jeweilige Kläger die Einzelheiten seiner Tätigkeit so­
wie darüberhinaus diejenigen Tatsachen vorgetragen hat, die das 
Gericht kennen muß, um daraus rechtlich folgern zu können, wel­
che "Arbeitsvorgänge" im Sinne der §§ 22, 23 BAT n.F. von dem 
betreffenden Angestellten- zu erbringen sind,und dieses Vorbringen 
den rechtlichen Schluß der Erfüllung der beanspruchten Tätig­
keit smerkmale ermöglicht. Da es hierbei aus den bereits darge­
legten Rechtsgründen u.a. auch auf die jeweiligen Zusammenhangs­
tätigkeiten, die Verwaltungsübung, das Arbeitsergebnis und damit 
auch die etwaige Zusammenarbeit mit anderen Bediensteten sowie 
die tatsächliche Abgrenzbarkeit ankommt, muß sich das Tatsachen­
vorbringen des Klägers grundsätzlich auch hierauf erstrecken.
Ist der diesbezügliche Tatsachenvortrag des Klägers im Einzel­
fall widersprüchlich, lückenhaft oder - wie vorliegend - unvoll­
ständig, so haben die Tatsachengerichte mit Auflagen gemäß § 139 
ZPO auf entsprechende Richtigstellung, Ergänzung oder Vervoll­
ständigung hinzuwirken. Hingegen ist es entgegen der Meinung der 
Beklagten nicht Aufgäbe des Klägers einer Eingruppierungsfest­
stellungsklage, seinerseits seine Tätigkeit, nach Arbeitsvor­
gängen aufgegliedert, den Tatsachengerichten zu unterbreiten.
Der Begriff des "Arbeitsvorganges" ist nämlich ein Rechtsbegriff, 
dessen Anwendung alleinige Angelegenheit der Gerichte für Ar­
beit ssachen ist. Soweit im vorlrgenden Fall der Kläger dazu sei­
nerseits Bedenken in der Richtung äußert, daß er bei der Sub- 
stantiierung seines Vorbringens möglicherweise der militärischen 
Geheimhaltung unterliegende Tatbestände vorzutragen habe, wird 
auf die Möglichkeit des Ausschlusses der Öffentlichkeit nach § 172 
Ziffer 1 GVG und für den Fall der vorerst nicht gegebenen Notwen­
digkeit einer Beweisaufnahme auf die dann ggf. in Betracht kommen­
de Möglichkeit der Beschränkung von Aussagegenehmigungen nach § 576 
ZPO in Verbindung mit den entsprechenden beamtenrechtlichen Vor­
schriften bezüglich etwaiger besonders sicherheitsempfindlicher 
Einzelheiten verwie-sen.
-13 "
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Anzuwenden sind vom Landesarbeitsgericht die nachstehenden 
tariflichen Tätigkeitsmerkmale für technische Angestellte aus dem 
nach § 2 Ziffer 26 des 37* Tarifvertrages zur Änderung und Er­
gänzung des BAT vom 17» M r z  1975 ab 1. Januar 1975 geltenden Ta­
rifvertrag zur Änderung und Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT für 
Angestellte in technischen Berufen vom 15» Juni 1972 ("Techniker­
tarif "):

VergGr. IY b Fallgruppe 21
Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen und entsprechender Tätigkeit nach Ablegung 
der Prüfung sowie sonstige Angestellte....

VergGr. TV a Eallgruppe Io
Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen-, die sich durch besondere Leistungen aus 
der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21 heraushe­
ben, sowie sonstige Angestellte... und

VergGr. III Fallgruppe 2
Technische Angestellte mit technischer Aushldung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen und langjähriger praktischer Erfahrung, die 
sich durch besonders schwierige Tätigkeiten und die 
Bedeutung ihres Aufgabengebietes oder durch künst­
lerische oder Spezialtätigkeit aus der Vergütungs­
gruppe IV a Fallgruppe Io herausheben, sowie son­
stige Angestellte........

Das Landesarbeitsgericht wird Becfcht darauf zu nehmen haben, daß 
diese Tätigkeitsmerkmale in der Weise aufeinander aufbauen, daß 
jeweils die nächsthöheren die Erfüllung derjenigen der nächst­
niedrigeren Vergütungs- bzw. Fallgruppe zwingend voraussetzen, 
so daß hier zunächst das Vorliegen der Ausgangsfallgruppe und da­
rauf jeweils das Vorliegen der weiteren qualifizierenden tarif­
lichen Tätigkeitsmerkmale zu überprüfen ist (vgl. dazu das Ur­
teil des Senats vom 19. April 1978 - 4- AZR 721/76 -, [demnächst]
AP Nr. 6 zu §§ 22, 23 BAT 1975, auch zum Abdruck in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt, mit weiteren Nachweisen).

Da der Kläger über eine technische Ausbildung nach Nr. 2 der 
Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen verfügt und auch eine 
dieser Ausbildung entsprechende Tätigkeit ausübt, erfüllt er die
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Tätigkeitsmerkmale der Ausgangsfallgruppe 21 der VergGr. IV b 
BAT. Das Landesarbeitsgericht wird daher, hiervon ausgehend, zu 
überprüfen haben, ob die Tätigkeit des Klägers sich durch "be­
sondere Leistungen" aus der VergGr. IV b BAT Fallgruppe 21 im 
Sinne der Qualifkationserfordernisse der VergGr. IV a BAT Fall­
gruppe Io heraushebt, wobei dieses Qualifikationsmerkmal erfüllt 
ist, wenn eine erhöhte Qualität der Arbät vorliegt, die den Ein­
satz gegenüber den Merkmalen der VergGr. IV b BAT Fallgruppe 21 
erhöhten Wissens und Könnens erfordert (vgl. BAG AP-Nr. 98 zu §§
22, 2J BAT). Alsdann wird das Landesarbeitsgericht ggf. zu über­
prüfen haben, ob der Kläger auch die weiteren Qualifikationser­
fordernisse der VergGr. III BAT Fallgruppe 2 erfüllt. Dabei wird im 
Regelfälle eine weitere zweifache Qualifizierung durch "beson­
ders schwierige Tätigkeiten" und durch eine entsprechende "Be­
deutung des Aufgabengebietes" gefordert;, wobei sich die Bedeutung 
des Aufgabengebietes beispielsweise aus dessen Größe, der außer­
gewöhnlichen Bedeutung der zu bearbeitenden Materie und den Aus­
wirkungen der Tätigkeit für den -innerdienstlichen Bereich und 
die Allgemeinheit ergeben kann (vgl. das Urteil des Senats vom 
7. Dezember 1977 - 4- AZR 399/76 -, [demnächst] AP Nr. 3 zu §§
22, 23 BAT 1975, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung des 
Gerichts bestimmt, mit weiteren Nachweisen). Dabei wird sowohl 
bei der Schwierigkeit der Tätigkeit als auch bei der Bedeutung 
des Aufgabenkreises Jeweils eine gewichtige, beträchtliche Her­
aushebung gefordert (vgl. wie zuvor). Das hier darüber hinaus 
bestehende tarifliche Erfordernis einer "langjärigen praktischen 
Erfahrung", zu dessen Erfüllung bereits eine dreijährige Er­
fahrung ausreichend ist (vgl. BAG 25, 37^ [5791 = AP Nr. 77 zu 
§§ 22, 23 BAT im Anschluß an BAG AP Nr. 67 zu §§ 22, 23 BAT), 
ist beim Kläger erfüllt, da er schon seit dem Jahre 1964 mit 
entsprechenden technischen Aufgaben betraut ist. Möglicherweise 
kommt beim Kläger wegen des besonderen Charakters seiner Aufga­
ben auch eine technische "Spezialtätigkeit" im Sinne der Merkmale 
der VergGr. III BAT Fallgruppe 2 in Betracht, sofern seine Tätig­
keit ein außerhalb der üblichen Aufgaben eines einschlägig aus­
gebildeten Ingenieurs liegendes, außergewöhnliches Spezialgebiet 
betrifft (vgl. BAG.. AP Nr. 98 zu §§ 22, 23 BAT).
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Entscheidend ist dann letztlich, oh mindestens die Hälfte 
der Arbeitszeit des Klägers mit Aufgaben ausgefüllt wird, die 
den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. III BAT Fallgruppe 2 ent­
sprechen (§ 22 Abs. 2 Abschn. 1 und Abschn. 2 Satz 1 BAT n.F.). 
Dabei ist zu beachten, daß nur Aufgaben des Klägers mit gleicher 
und nicht solche mit unterschiedlicher tariflicher Wertigkeit zu 
"Arbeitsvorgängen" zusammengefaßt werden dürfen (vgl. Urteil des 
Senats vom 19. April 1978 - 4 AZR 721/76 - mit weiteren Nachwei­
sen). Möglicherweise kann sich aber angesichts der besonderen 
tatsächlichen Verhältnisse des vorliegenden Falles bzw. der Viel­
falt der Aufgaben des Klägers die Schwierigkeit und Bedeutung 
seiner Tätigkeit im Sinne der qualifizierenden Merkmale der 
VergGr. III BAT Fallgruppe 2 erst aus der dann nach § 22 Abs. 2 
Abschn. 2 Satz 2 BAT n.F. gebotenen Summierung der Arbeitsvor­
gänge ergeben (vgl. dazu die Urteile des Senats vom 7« Dezember 
1977 - 4 AZR 599/76 -, [demnächst] AP Nr. 3 zu §§ 22, 23 BAT 
1975, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
bestimmt, und 8. Februar 1978 - 4 AZR 54o/76 -, [demnächst] AP 
Nr. 5 zu §§ 22, 23 BAT 1975, ebenfalls zum Abdruck in der Amt­
lichen Sammlung des Gerichts bestimmt), wozu indessen der bis­
herige Vortrag des Klägers noch feine näheren Anhaltspunkte g±t.

Fehlerhaft ist indessen, wie die Revision mit Recht aus­
führt, die Auffassung des Landesarbeitsgerichts sowie des Klä­
gers, daß die Klage schon deswegen begründet sei, weil der Klä­
ger in der Zeit vor dem 1. Januar 1975 in die VergGr. IV a BAT 
eingruppiert gewesen sei bzw. eine entsprechende Vergütung be­
zogen habe. Die tatsächliche Vergütung eines Angestellten nach 
einer bestimmten Vergütungsgruppe begründet nämlich für sich 
allein weder den Beweis noch eine Vermutung dafür, daß seine 
Tätigkeit den entsprechenden tariflichen Tätigkeitsmerkmalen 
tatsächlich entspricht (vgl. BAG Io, 295 [2993 = AP Nr. 77 zu 
§ 3 TOA). Schon deswegen kann aus dem Umstand, daß der Kläger
zuvor Vergütung nach der VergGr. IV a BAT bezogen hat, nicht mit 
dem Landesarbeitsgericht der rechtliche Schluß gezogen werden, 
mithin stehe dem Kläger "automatisch" für die Zeit ab 1. Januar 
1975 Vergütung nach der VergGr. III BAT zu (vgl. Urteil des Senats

16 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


16 -

vom 19. April 1978 - A- AZR 721/76 [demnächst] AP Nr. 6 
zu §§ 22, 23 BAT, auch zum Abdruck in der Amtlichen Samm­
lung des Gerichts bestimmt, im Anschluß an BAG AP Nr. Io 
zu § 23 a BAT). Im übrigen haben auch die Tarifvertrags­
parteien selbst eine derartige "Tarifautomatik" im Sinne 
des Vorbringens des Klägers und der Rechtsauffassung des 
Landesarbeitsgerichts beim Inkrafttreten des Tarifvertrages 
zur Änderung und Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT für Ange­
stellte in technischen Berufen vom 15. Juni 1972 sowie der 
damit gleichzeitig in Kraft gesetzten sonstigen taifliehen 
Bestimmungen nicht beabsichtigt. Vielmehr wollten sie, in­
dem sie die Tätigkeitsmerkmale - wenn auch weitgehend gleich­
lautend - neu abfaßten und in ihrer Wertigkeit änderten, bei 
dem in den gleichzeitig in Kraft gesetzten §§ 22, 23 BAT n.
F. festgelegten Rechtsgrundsatz verbleiben, daß sich die ta­
rifliche Mindestvergütung der Angestellten nach wie vor allein 
aus deren auszuübender Tätigkeit und nicht etwa nach ihrer 
früheren Eingruppierung oder der Höhe ihrer früheren tatsäch­
lichen Vergütung bestimmen sollte, die gerade bei technischen 
Angestellten zudem häufig eine übertarifliche war. Diese 
Rechtsfolge bestätigt auch § 3 des vorgenannten Tarifvertra­
ges vom 15. Juni 1972.

Weiter weist die Revision zutreffend darauf hin, daß ent­
gegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts und des Klä­
gers unmaßgeblich ist,wie die Dienststelle des Klägers oder 
dessen Vorgesetzte die tarifliche Wertigkeit seiner Tätigkeit 
beurteilen. Da sich aus den dargelegtenIfechtsgründen die 
Höhe der tariflichen Mindestvergütung der dem BAT unterworfe­
nen Angestellten allein nach deren auszuübender Tätigkeit rich­
tet, kommt es entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts 
und des Klägers auch nicht darauf an, wie die Steife des Klä­
gers im Haushalts- oder behördlichen Stellenplan ausgewiesen 
ist (BAG 25, 371 C381] = AP Nr. 77 zu §§ 22, 23 BAT sowie 
BAG AP Nr. 38 zu §§ 22, 23 BAT). Aus den gleichen Gründen kann 
auch dem Ergebnis innerbehördlicher Dienstpostenbewertungen 
grundsätzlich unter tarifrechtlichen Gesichtspunkten keine Be­
deutung beigemessen werden (BAG AP Nr. 38 zu §§ 22, 23 BAT} wenn-
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gleich ihre Inhalte und Ergebnisse je nach den Umständen des 
Palles in tatsächlicher Beziehung in Eingruppierungsprozessen 
aufschlußreich sein können.

Da die Sache aus Gründen des materiellen Rechts zurückver­
wiesen werden muß, kommt es auf die von der Revision erhobenen 
prozessualen Rügen nicht mehr entscheidend an..Insoweit verkennen 
indessen sowohl die Revision als auch die Revisionserwiderung, 
daß der Sahverhalt und insbesondere die Tätigkeit des Klägers, 
wie auch in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat seitens 
beider Parteien klargestellt wurde, unstreitig sind. Dann aber 
ist entgegen den Ausführungen beider Parteien in der Revisions­
instanz für Beweisfragen unter Einschluß des Urkundenbeweises 
überhaupt kein Raum. Unabhängig davon konnte und kann jedoch ent­
gegen der Auffassung der Beklagten das Landesarbeitsgericht vor­
gelegte bzw.beigezogene Urkunden vom Amts wegen zur Sachauf­
klärung nach § 142 ZPO verwenden (vgl. BAG AP Nr. 9o zu §§ 22,
23 BAT).

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in der Revisions­
instanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden haben.

gez.: Dr. Feiler Dr. Jobs Dr. Röhsler
Dr. Koffka Koerner
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